
Bundessozialgericht l m N a m e n d e 5 V o 1 k e s
Az.: 2 35322122.

U r t e i l

Verkündet
am 28° Februar 1974

in dem Rechtsstreit
Amtsinspektor
Schriftführer

Kläger und Revisionsbeklagter‚

ProZeßbevollmächtigter:
..................... ..‚

g e g e n

Beklagte unrq Revisionsklägerin.

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat auf

die mündliche Verhandlung am 28; Februar 1974

durch den Vorsitzenden Richter

Dr. D a p p r i c h , die Richter

S c h r ö d e r und R a u s c h e r und die

ehrenamtlichen Richter S c h ö n f e l d

und B e e r
für Recht erkannt:

Auf die Sprungrevision der Beklagten wir ■as

Urteil des Sozialgerichts Duisburg vom

18° April 1972 aufgehoben und die Klage

abgewiesen.

Die außergerichtlichen Kosten des Rechts—

streits haben sich die Beteiligten nicht

zu erstatten.
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Unter denBeteiligten ist streitig, ob die Vorschrift des
5 80 des Reichsknappschaftsgesetzes (EKG), wonach eine
Rente aus eigener Versicherung bis zur Höhe des Arbeits-

losengeldes ruht, wenn sie mit einem Arbeitslosengeld

zusammentrifft‚ auch anzuwenden ist,
wenn der Renten-

empfänger auf das ihm zustehende Arbeitslosengeld ver—

ziehtet hat‚

Dem Kläger wurde mit Bescheid vom 27° Juli 1970 die Gesamt—

leistung wegen Berufsunfähigkeit ab 1. Dezember 1969 in

Höhe von 704,50 DM zuerkannt. Das Arbeitsamt Essen teilte

der Beklagten mit, der Kläger sei vom 4° Dezember 1969 bis

zum 2‚ Dezember 1970 arbeitslos gemeldet gewesen und habe '

sich auch laufend beim Arbeitsamt gemeldet. Arbeitslosen-

geld sei für die Zeit vom 4. Dezember 1969 bis zum
6. September 1970 und vom 9. November 1970 bis zum 2. De—

zember 1970 gezahlt worden. Für die Zeit v0m 7° September

1970 bis zum 8. Wovember 1970 habe der Kläger auf das
Arbeitslosengeld verzichtet gehabt° Dieser AnSpruch sei

gemäß 5 110 Nr. 5 des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG)

verbraucht. Die Beklagte erteilte dem Kläger eine Abrech—

nung über das Ruhen der Rente beim Zusammentreffen mit

Arbeitslosengeld im Bescheid vom 9. De2ember 1970 und
-ging in diesem Bescheid davon aus, daß der Kläger so
behandelt werden müsse, als wenn auch in der Zeit vom

7. September 1970 bis zum 8° November 1970 Arbeitslosen—
geld gezahlt worden sei„ Gegen den Bescheid legte der

Kläger Widerspruch ein. Der Knappschaftsälteste Josef

B erklärte gegenüber der Beklagten, der Kläger habe

auf seine Veranlassung auf das Arbeitslosengeld für die
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\N |

Zeit vom 7- September bis zum 8. November 1970 verzichtet°

Er habe dem Kläger ■iesen Ratschlag gegeben, weil er davon
ausgegangen sei, daß mit dem Verzicht auf das Arbeits—

losengeld Hlie Anwendung ("es 5 80 EKG entfalle° Der Wider—
spruch wurde mit Widerspruchsbescheid vom 19. April 1971

zurückgewiesen„ Mit Bescheid vom 16. Februar 1972 gewährte
die Beklagte dem Kläger ab 1„ September 1971 das Knapp—
SChaft8rüh€€el■ nach 5 48 Abs° 2 RKG wegen Vollendung

des 60. Lebensjahres uno einjähriger Arbeitslosigkeit in

Höhe von 961,40 DMmonatlich,

Gegen den Widerspruchsbescheid vom 19" April 1971 erhob

der Kläger Klage vor dem Sozialgericht (SG) Duisburg,
. _Das SG hat mit Urteil vom 18. April 1972 die Beklagte dem

Antrag des Klägers entsprechend unter Abänderung des Be—

scheides vom 9. Dezember 1970 in der Gestalt des Wider—
'SPTUCthGSCheideS vom 19. April 1971 verurteilt, dem

Kläger die Knappschaftsrente wegen Berufsunfähigkeit für
die Zeit vom 7. September 1970 bis zum 8. November 1970
in der im 3980hei■ vom 27° Juli 1970 festgestellten monat—

lichen Höhe ohne Kürzung zu gewähren, Nach Ansicht ■es
SG kommt es ellein ■arauf an, ob ein Arbeitslosengeld aus—
gezahlt W0r”en ist° Gemäß @ 100 AFG habe AnSpruch auf

Arbeitslosengela‚ Wer arbeitslos sei, rler Arbeitsver—

mittlung zur Verfügung stehe, rlie Anwartschaft erfüllt,
SiCh beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet uno Arbeitslosen—

gel■ beantragt habe° Ein Arbeitsloser könne sich trotz

Arbeitslosigkeit uno Erfüllung aller anaeren Vorausset2un-

gen weigern, Arbeitslosengel■ zu beantragen un■cbmit die
Rüh6nsbestimmungen ■es % 80 Satz 1 RKG willkürlich beein—

mussen° Der Kläger habeauf die Zahlungdes Arbeitslosen—
geldes auch nicht verzichtet, um der Beklagten Schaden

ZüZüfü8€■c ?etsaehen,
aus denen auf eine Schääigungsabsicht

des Klägers oder auf ein grob unachtsames Übersehen einer
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Schädigungsfolge geschlossen werden könne, seien nicht er—
kennbar. Aufgrun■ des ihm vom Knappschaftsältesten erteilten

Ratschlags sei es einleuchten■, rqaß Her Kläger in 6er Er—

kenntnis, Arbeitslosengeld und Rente seien zusammen nicht

auszuzahlen, ■iejenige Leistung erhalten wollte, rqie be—

tragsmäßig rlie höchste war unrq außer■em ”er Einfachheit

halber von einem Versicherungsträger zu zahlen war. Gegen

cas Urteil hat das SG ■ie Berufung zugelasSen.

Mit Einwilligung ces Klägers hat ■ie Beklagte gegen ■as

Urteil Sprungrevision eingelegt. Zur Begrün■ung trägt sie

vor, aus der Entstehungsgeschichte ■es % 80 EKG ergebe

sich, Haß diese Vorschrift allein einer Entlastung der
Träger Her gesetzlichen Rentenversicherung diene. Dieser

Zweck könne nicht durch einen Verzicht des Berechtigten

vereitelt werden. Daß der’Knappschaftsälteste den Kläger

zum Verzicht auf ArbeitSlosengeld angehalten habe, führe

zu keiner anderen Beurteilung. Der Knappschaftsälteste

sei Mittler zwischen ihr und den Mitgliedern seines

Sprengels. Dieses Amt sei ein Ehrenamt, zwischen ihr und

dem Knappschaftsältesten bestehe jedoch kein Dienstver—

hältnis. Dieser sei nicht ihr rechtlicher Vertreter. Zur
Abgabe rechtsverbindlicher Erklärungen in ihrem Namen
sei ein Knappschaftsältester nur befugt, soweit er hierzu

von der zuständigen knappschaftlichen Dienststelle aus—

drücklich ermächtigt werde. '

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Duisburg vom
18. April 1972 aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Der Kläger beantragt,

die Sprungrevision der Beklagten zurückzuweisen.
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Er ist der Ansicht, daß dem Urteil_des SG zugestimmt_wer—
den muß°

II

Die zulässige Sprungrevision der Beklagten ist begründet,

Trifft eine Rente aus eigener Versicherung mit einem
Arbeitslosengeld zusammen, so ruht nach 5 80 Satz 1 RKG

die Rente bis zur Höhe des Arbeitslosengeldes für den Zeit—

raum, für den beide Leistungen zu gewähren sind° Der er—
kennende Senat hat darüber zu entscheiden, ob diese Ruhens—

vorschrift auch für Zeiten anzuwenden ist, in denen ein
Versicherter arbeitslos ist, der Arbeitsvermittlung zur
Verfügung steht, sich den Meldekontrollen des Arbeitsamtes

unterzieht und auch alle sonstigen Voraussetzungen für

die Gewährung eines Arbeitslosengeldes erfüllt, dies aber

nicht erhält, weil er auf das ihm auf seinen Antrag zu—

nächst bewilligte und ausgezahlte Arbeitslosengeld ver»

Zieht et hat „‘

Die Regelung des 5 80 Satz 1 RKG läßt zwei Absichten des
Gesetzgebers erkennen, Einmal will er die sozialpolitisch

unerwünschte Doppelleistung von Rente und Arbeitslosen»

geld vermeiden und zum anderen soll der sich aus der

Ruhensanordnung ergebende Vorteil dem Rentenversicherungse

träger und nicht der Bundesanstalt für Arbeit zufallen°

Es ist zwar richtig, daß eine Doppelleistung nicht ein=

treten würde, wenn der Versicherte durch einen Verzicht

auf Arbeitslosengeld zwar nicht dieses, dafür aber die

ungekürzte Rente aus der Knappschaftsversicherung erhält°

Doch würde der Versicherte durch einen solchen Verzicht,

falls man ihn anerkennen würde, eine Änderung der vom
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Gesetzgeber angeordneten Lastenverteilung herbeiführen‚

Das aber ist nicht Rechtens, weil der Versicherte zwar
Vallenfalls auf einen sozialrechtlichen Anspruch ver—
zichten könnte — was hier unentschieden bleiben soll

—,
doch keinesfalls die Rechtsmacht hat, eine im öffentlichen

Interesse gesetzlich vorgenommene Lastenverteilung zwischen

Versicherungsträgern zu ändern° Ob der gegenüber dem Arbeits-

amt ausgesprochene Verzicht des Klägers auf das Arbeits— V

losengeld aus diesem Grunde überhaupt wirksam sein kann
und ob - wie die Arbeitsverwaltung meint — eine Nachzahlung

des ArbeitsloSengeldes an den Kläger für die Zeit des Ver—

ziehts wegen der in 5 110 Nr° 5 AFG getroffenen Regelung

ausgeschlossen ist, kann dahinstehen, denn dieser Anspruch

ist hier nicht streitige Die Beklagte hat aber, weil zu—
mindest insofern der Verzicht des Klägers unwirksam ist,

mit Recht die Rentenfeststellung für die streitige Zeit

ohne Berücksichtigung des Verzichts vorgenommen„

Die Frage, welche Bedeutung die Tatsache hat, daß der Kläger

auf Veranlassung des Knappschaftsältesten auf das Arbeits—

_losengeld verzichtet hat, kann unentschieden bleiben, weil

der Kläger lediglich Klage auf Verurteilung der Beklagten

zur Zahlung der Rente wegen Berufsunfähigkeit erhoben hat°
Dieser Anspruch besteht aber selbst dann nicht, wenn durch

den vom Kläger erklärten Verzicht alle Ansprüche an das
Arbeitsamt erloschen sein sollten und dem Kläger wegen

der unrichtigen Auskunft des Knappschaftsältesteh ein

Folgenbeseitigungsanspruch gegen die Beklagte zustehen

würde° Ein solcher An3pruch könnte allenfalls dazu führen,

daß der Kläger so gestellt würde, als ob die Auskunft rich—

tig gewesen wäre° Wäre sie richtig gewesen, so würde der

Kläger aber nicht auf seinen Anspruch auf Arbeitslosengeld

verzichtet haben° Auch dann stünde ihm nach 5 80 EKG die
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ungekürzte Khappschaftsrente nicht zu, weil das Arbeits—

losengeld auf die Knappschaftsrente angerechnet werden

‚
müßte° Der Folgenbeseitigungsanspruch könnte daher allen—

falls zum Inhalt haben, daß die Beklagte verpflichtet wäre,

dem Kläger einendem Arbeitslosengeld entsprechenden Betrag

zu zahlen° Dies aber wäre ein anderer AnSpruch als der vom
Kläger allein erhobene Rentenanspruch° Da eine entsprechende

Klageänderung im Revisionsverfahren unzulässig ist, konnte

der Folgenbeseitigungsanspruch auch in diesem Verfahren

nicht mehr erhoben werden (5 168 des Sozialgerichtsge—

setzes —SGG—)°

Auf die Anschlußrevision der Beklagten war daher das Urteil

des SG aufzuheben und die Klage abzuweisen°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG.
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